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A. Zielsetzung 

Die Republik Polen ist für die Bundesrepublik Deutschland ein wichti-
ger Handelspartner. Das Schiffahrtsabkommen ist eine gute Basis, die 
traditionell guten Seeverkehrsbeziehungen zu Polen zu vertiefen und 
auszuweiten und die wi rtschaftlichen Kontakte deutscher Schiffahrts-
unternehmen, der Schiffahrtsklassifikationsgesellschaft und Hafen-
consultingfirmen auszubauen und zu konkretisieren. 

B. Lösung 

Mit dem am 20. März 1995 unterzeichneten Abkommen werden die für 
den Seeverkehr zwischen beiden Ländern notwendigen ordnungspoli-
tischen und technischen Regelungen auf der Grundlage der Dienstlei-
stungsfreiheit und der Inländergleichbehandlung geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf 
die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, insbesondere nicht auf das 
Verbraucherpreisniveau aus; zusätzliche Anforderungen werden nicht 
gestellt. 

Das Abkommen regelt neben Fragen technischer A rt des Abwicklung 
und der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit, nur die A rt  und Weise der Verwendung von Einnah-
men durch Seeschiffahrtsunternehmen in konvertierbarer Währung 
aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt — nicht aber deren Höhe. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) — 900 01 — De 13/96 (NA 6) Bonn, den 11. März 1996 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1995 zwischen der Regie-

rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am 1. März 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 20. März 1995 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 

über die Seeschiffahrt 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Warschau am 20. März 1995 unterzeichneten Abkommen zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Polen über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 in Kraft  tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung . des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 3 des 
Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 in 
Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf 
das Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus; zu-
sätzliche Anforderungen werden nicht gestellt. 
Das Abkommen regelt neben Fragen technischer A rt  der Abwicklung und der 
Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, nur 
die Art  und Weise der Verwendung von Einnahmen durch Seeschiffahrtsunter-
nehmen in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt — 
nicht aber deren Höhe. 
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Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Republik Polen — 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Vertrags vom 
17. Juni 1991 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit, 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen der multilateralen 
Übereinkünfte, die für die Bundesrepublik Deutschland und die 
Republik Polen verbindlich sind, 

mit dem Wunsch, weiter zur Entwicklung der internationalen 
Schiffahrt auf der Grundlage der Prinzipien der Freiheit der See

-

handelsschiffahrt und der Nichtdiskriminierung beizutragen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Definitionen 

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die folgenden Begri ffe 

1. „zuständige Behörden einer Vertragspartei" 

— in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe-
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

— in der Republik Polen den Minister für Transpo rt  und 
Seewirtschaft und die ihm nachgeordneten Behörden; 

2. „Schiff  einer Vertragspartei" jedes Seeschiff, das nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei in deren Schiffsregi-
ster eingetragen ist und ihre Flagge führt; dieser Begri ff  um-
faßt nicht Kriegsschiffe und Fischereifahrzeuge; 

3. „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertragspartei" eine natürli-
che oder juristische Person, die im eigenen Namen Schiffahrt 
mit dem eigenen oder fremden Schiff betreibt und ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei hat; 

4. „Besatzungsmitglied" den Kapitän und jede andere Person, 
die auf dem Schiff beschäftigt ist und deren Name in der 
Musterrolle des Schiffes aufgeführt ist; 

5. „Hafen der Vertragspartei" jeden Seehafen, einschließlich der 
Reeden, der als offen für die inte rnationale Schiffahrt von der 
Vertragspartei anerkannt ist, in deren Hoheitsgebiet er sich 
befindet. 
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Artikel 2 

Freiheit des Seeverkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein: 

a) die Entwicklung des Seeverkehrs zwischen ihren Ländern zu 
fördern und 

b) sich jeglicher Maßnahmen zu enthalten, die dem ungehinder-
ten internationalen Seeverkehr und der uneingeschränkten 
Beteiligung der Seeschiffahrtsunternehmen der beiden Ver-
tragsparteien an der Beförderung der im Rahmen ihres Au-
ßenhandels ausgetauschten Güter sowie am Seeverkehr zwi-
schen ihrem jeweiligen Land und Drittstaaten abträglich sein 
könnten. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, die Häfen 
jeder Vertragspartei anzulaufen, und Personen und Güter zwi-
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittstaaten zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsunternehmen aus Drittstaaten sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän-
kung an der Beförderung der im Rahmen des Außenhandels der 
Vertragsparteien ausgetauschten Güter beteiligen. 

(4) Die von Seeschiffahrtsunternehmen der Vertragsparteien 
eingesetzten Schiffe unter Drittflaggen haben dieselben Rechte 
und Pflichten, wie wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führ-
ten, soweit diese Schiffahrtsuntemehmen den tatsächlichen wirt-
schaftlichen Nutzen aus dem Einsatz dieser Schiffe ziehen. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens berühren nicht die 
Rechte und Verpflichtungen der Vertragsparteien, die sich aus für 
sie verbindlichen internationalen Übereinkünften oder aus ihrer 
Mitgliedschaft in internationalen Organisationen, für die Bundes-
republik Deutschland insbesondere aus ihrer Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union, ergeben. 

(2) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, die einschlägi-
gen internationalen Übereinkünfte über die Sicherheit in der See-
schiffahrt, über die sozialen Bedingungen der Seeleute und über 
den Schutz der Meeresumwelt zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung und freier Wettbewerb 

Die Vertragsparteien werden in der internationalen Seeschiff-
fahrt die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und des freien 
Wettbewerbs beachten und stellen hiermit das Recht der freien 
Wahl eines Seeschiffahrtsuntemehmens sicher. 

Artikel 5 

Behandlung 
in den Häfen und Hoheitsgewässern 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen-
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässern und anderen, ihren 
Hoheitsbefugnissen unterstehenden Gewässern den Schiffen der 
anderen Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen, 
im internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen. Dies gilt insbe-
sondere hinsichtlich des Zugangs zu den Häfen, der Erhebung 
von Gebühren und Hafenabgaben, der Behandlung während des 
Aufenthalts in den Häfen und beim Verlassen der Häfen, bei der 
Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und Fahrgastverkehr 
sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen und anderen Ein-
richtungen. 

(2) Der in Absatz 1 erwähnte Grundsatz der Gegenseitigkeit 
erstreckt sich auch auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen 
beider Vertragsparteien, Vertretungen im Hoheitsgebiet der ande-
ren Vertragspartei in Übereinstimmung mit den im Hoheitsgebiet 
dieser Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften einzurichten. 
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Artikel 6 

Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet 
erzielte Einnahmen aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt für 
Zahlungen im Zusammenhang mit der Seeschiffahrt zu verwen-
den beziehungsweise stellt den freien Transfer von konvertierba-
rer Währung ins Ausland sicher. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich 
dieses Abkommens ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif-
ten der Vertragsparteien über 

a) die Vorrechte der eigenen Flagge für die nationale Küsten-
schiffahrt sowie die Bergungs-, Bugsier- und Lotsdienste, die 
den Seeschiffahrts- oder sonstigen Unternehmen sowie 
Staatsangehörigen dieser Vertragspartei vorbehalten sind; es 
betrifft  jedoch nicht die Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer 
Vertragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei 
fährt, um aus einem Drittstaat beförderte Güter zu löschen 
beziehungsweise Fahrgäste auszuschiffen oder um Güter be-
ziehungsweise Fahrgäste zur Beförderung in einen Drittstaat 
an Bord zu nehmen; 

b) Schiffe, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahrnehmen; 

c) Meeresforschung. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe einer Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen, die sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, unterliegen den einschlägigen Rechts-
vorschriften des Aufenthaltstaats, insbesondere über die Sicher-
heit des Seeverkehrs, die Einreise, den Aufenthalt und die Ausrei-
se der Besatzungen und Fahrgäste sowie die Einfuhr, die Ausfuhr 
und die Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften Ober 
Landgang, Einwanderung, Zoll, Steuern und Quarantäne. 

(2) Die Schiffe einer Vertragspartei, die sich im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei aufhalten, unterliegen den Vorschrif-
ten über die Ausrüstung, Einrichtungen, Schiffssicherheitsmittel, 
Vermessung und Seetüchtigkeit, die auf der Grundlage der ein-
schlägigen internationalen Übereinkünfte in dem Staat, unter de-
ren Flagge sie fahren, gelten. 

Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Rechtsvor-
schriften alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförderung auf 
dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, unnötige Verlängerun-
gen der Liegezeiten zu vermeiden und die Zoll- und sonstigen in 
den Häfen zu beachtenden Formalitäten nach Möglichkeit zu 
beschleunigen und zu vereinfachen sowie den Gebrauch vorhan-
dener Entsorgungseinrichtungen zu erleichtern. 

Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Schiffspapieren 

(1) Die von den zuständigen Behörden einer Vertragspartei 
entsprechend den internationalen Übereinkünften ausgestellten 
oder anerkannten und an. Bord eines Schiffes mitgeführten 
Schiffspapiere, einschließlich die Besatzung betreffende Doku-
mente, werden auch durch die zuständigen Behörden der ande-
ren Vertragspartei anerkannt. 

(2) Schiffe, die einen nach den geltenden internationalen Vor-
schriften von den Behörden einer Vertragspartei ausgestellten 
oder anerkannten Schiffsmeßbrief vorweisen, sind von einer 
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erneuten Vermessung in den Häfen der anderen Vertragspartei 
befreit. 

Artikel 11 

Amtliche Dokumente der Besatzungsmitglieder, 
die zum Grenzübertritt berechtigen 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten amtlichen 
Dokumente der Besatzungsmitglieder, die zum Grenzübertritt be-
rechtigen, an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

Die Dokumente sind 

— für die Bundesrepublik Deutschland der Reisepaß oder das 
Seefahrtbuch; 

— für die Republik Polen der Reisepaß oder das Seefahrtbuch. 

(2) Die von einer Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Ab-
kommens eingeführten amtlichen Dokumente der Besatzungs-
mitglieder, die zum Grenzübertritt berechtigen, werden  von der 
anderen Vertragspartei durch Notifikation anerkannt, sofern sie 
den internationalen Anforderungen für Seefahrtbücher genügen. 

(3) Für Besatzungsmitglieder aus Drittstaaten, die an Bord des 
Schiffes einer Vertragspartei beschäftigt sind, gelten als amtliche 
Dokumente, die zum Grenzübertritt berechtigen, die von den 
zuständigen Behörden der Drittstaaten ausgestellten entspre-
chenden Dokumente, sofern sie den innerstaatlichen Vorschriften 
der jeweiligen Vertragspartei für die Anerkennung als Paß- oder 
Paßersatzpapier genügen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich zur formlosen Rück-
übernahme von Personen, die mit einem von ihnen ausgestellten 
Dokument im Sinne des Absatzes 1 in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eingereist sind und sich dort unter Verlet-
zung der Bestimmungen des Artikels 8 oder 12 aufhalten. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise 
und Aufenthalt von Besatzungsmitgliedern 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 11 genannten Dokumente sind, während der Liegezeit 
des Schiffes in einem der Häfen der Vertragspartei ohne Visum 
(Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise) in Übereinstimmung 
mit den im Aufenthaltsland und dem jeweiligen Hafen geltenden 
einschlägigen Rechtsvorschriften an Land zu gehen und sich im 
Gebiet der Hafenstadt aufzuhalten. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti-
kel 11 genannten Dokumente ist, darf durch das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei in folgenden Fällen durchreisen: 

— zum Zweck seiner Heimreise; 

— um sich auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben 
oder 

— aus einem anderen, von den zuständigen Behörden der an-
deren Vertragspartei als triftig anerkannten Grund. 

(3)Ist nach den ausländerrechtlichen Bestimmungen des Auf-
enthaltslands zusätzlich ein Visum (Aufenthaltsgenehmigung vor 
der Einreise) für die Durchreise im Sinne des Absatzes 2 erforder-
lich, so ist dieses in möglichst kurzer Zeit zu erteilen. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
jedem Besatzungsmitglied, das in ihrem Hoheitsgebiet in ein 
Krankenhaus eingeliefert wird,  den für die stationäre Behandlung 
erforderlichen Aufenthalt. 
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(5) Die Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Perso-
nen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 11 genannten Dokumente sind. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 berühren nicht die Rechtsvorschriften 
der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den Aufenthalt und 
die Ausreise von Ausländern. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1) Wenn ein Schiff  einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs-
sern der anderen Vertragspartei einen Unfall erleidet oder in 
Seenot gerät, so gewähren die Behörden dieser anderen Ver-
tragspartei der Besatzung und den Fahrgästen sowie dem Schiff 
und seiner Ladung zu jeder Zeit Hilfe und Betreuung im gleichen 
Umfang wie sie Schiffen eigener Flagge, Besatzungen, Fahrgä-
sten und Ladung gewährt würde. Bei der Untersuchung der Ursa-
chen von Seeunfällen wenden die Vertragsparteien die Prinzipien 
der IMO-Resolution A.637(16) an. 

(2) Die zuständigen Behörden einer Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet ein Schiff der anderen Vertragspartei einen in Ab-
satz 1 genannten Unfall erleidet, unterrichten unverzüglich die 
nächste konsularische Vertretung der anderen Vertragspartei 
Ober diesen Vorfall. 

(3) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall 
erleidet oder in Seenot gerät, von der Erhebung von Einfuhrabga-
ben einschließlich Verbrauchsteuem, denen Ladung, Ausrüstung, 
Materialien, Vorräte und andere Ausrüstungsteile unterliegen, ab, 
sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der betreffenden 
Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht oder in den 
Warenumlauf gebracht werden. 

(4) Die zuständige Zolldienststelle ist unverzüglich von der 
Havarie zu unterrichten. Die Voraussetzungen für eine einfuhrab-
gabenfreie vorübergehende Lagerung der Waren sind abzuspre-
chen. 

Artikel 14 

Technische Zusammenarbeit 	 

Die Vertragsparteien ermutigen die Seeschiffahrtsuntemehmen 
und andere Institutionen, die im Seeverkehr ihrer Länder tätig 
sind, alle nur möglichen Formen der Zusammenarbeit zu ent-
wickeln, insbesondere in den Bereichen Schiffsklassifizierung, 
Seefahrtschulwesen, Hafenwirtschaft, Meeresumweltschutz und 
Seenotrettung. 

Artikel 15 

Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge-
währleisten, kann ein Treffen aus Vertretern der zuständigen 
Behörden einer Vertragspartei und den von den Vertragsparteien 
benannten Sachverständigen einberufen werden. 

(2) Dieses Treffen findet falls nötig auf Antrag einer der Ver-
tragsparteien statt. Der Antrag kann einen verbindlichen Zeitpunkt 
für die Zusammenkunft enthalten. Das Treffen findet jedoch spä

-

testens drei Monate nach Antragstellung statt . 

Artikel 16 

Streitschlichtung 

(1) Alle Streitigkeiten über die Auslegung und die Anwendung 
dieses Abkommens werden durch die zuständigen Behörden der 
Vertragsparteien besprochen und beigelegt. 

(2) Sollte es zu keiner Verständigung kommen, werden alle 
Streitigkeiten auf diplomatischem Wege beigelegt. 
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Artikel 17 

Außerkrafttreten 
bisheriger Bestimmungen 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens treten die folgenden 
Bestimmungen außer Kra ft  

— das Abkommen zwischen der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik und der Regierung der Volksrepublik Polen 
über  die  Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Seeschiffahrt, 
Seehäfen und Seedienstleistungen vom 25. November 1971, 

— das Protokoll über den Seeschiffahrtsverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Polnischen Volksrepu-
blik, Anlage C zum Protokoll über die Ergebnisse der Verhand-
lungen zwischen einer Delegation der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und einer Delegation der Polnischen 
Volksrepublik über den Handels- und Seeschiffahrtsverkehr 
vom 7. März 1963. 

Artikel 18 

Inkrafttreten 
und Geltungsdauer des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kra ft , 
der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander 
notifiziert haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. 

Artikel 19 

Kündigung 

Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei durch Notifi-
kation an die andere Vertragspartei gekündigt werden. In diesem 
Fall tritt das Abkommen sechs Monate nach dem Tag außer Kra ft , 
an dem die Notifikation der anderen Vertragspartei zugegangen 
ist. 

Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 
Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt ist am 20. März 1995 in Warschau 
unterzeichnet worden. Es beruht auf dem Prinzip der 
Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung der Schiffe 
im gegenseitigen Seeverkehr und gewährt Inländergleich-
behandlung für die Benutzung der Häfen. Es regelt die 
Behandlung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, 
Besatzung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen 
Vertragsstaat und enthält Bestimmungen über den Trans-
fer von Frachteinnahmen. Desweiteren regelt es techni-
sche Fragen des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern. 
Im Rahmen von Konsultationen sollen die Durchführung 
des Abkommens überwacht und regelmäßig Fragen des 
zweiseitigen Seeverkehrs sowie allgemeine Fragen der 
internationalen Schiffahrt behandelt werden. 

Das Abkommen mit Polen wird impulsgebend für die künf-
tige Zusammenarbeit im Ostseeraum sein. 

B. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definie rt  die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „Zuständige Seeschiffahrtsbehörde", „Schiff einer 
Vertragspartei", „Seeschiffahrtsunternehmen einer Ver-
tragspartei", „Besatzungsmitglied und "Hafen einer Ver-
tragspartei". 

Zu Artikel 2 

In Artikel 2 Abs. 1 vereinbaren die  Vertragsparteien, die 
Entwicklung des Seeverkehrs zwischen ihren Ländern zu 
fördern. Außerdem verpflichten sie sich, sich jeglicher 
Maßnahmen zu enthalten, die sich auf den internationalen 
Seeverkehr sowie auf die uneingeschränkte Beteiligung 
ihrer Schiffahrtsunternehmen am gegenseitigen Seehan-
del nachteilig auswirken könnten. Dies gilt auch für den 
Seehandel zwischen ihren Ländern und Drittländern. 

Absatz 2 räumt den Schiffen beider Seiten das Recht auf 
Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am Seever-
kehr nach Drittstaaten (Cross-Trade) ein. 

Absatz 3 berechtigt Seeschiffahrtsunternehmen aus Dritt-
ländern sowie Schiffe unter der Flagge eines Drittstaates, 
sich an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen 
Außenhandels der Vertragsparteien ausgetauschten Wa-
ren zu beteiligen. 

Absatz 4 stellt klar, daß Schiffe, die von Seeschiffahrtsun-
ternehmen der Vertragsparteien gechartert sind, dieselben 
Vergünstigungen erhalten, wie wenn sie die Flagge einer 
Vertragspartei führten. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 stellt klar, daß das Abkommen Rechte und 
Verpflichtungen aus anderen internationalen Übereinkünf- 

ten nicht berührt. Dies gilt insbesondere für Verpflichtun-
gen der Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitglied-
schaft in der Europäischen Union. 

Absatz 2 verdeutlicht die Entschlossenheit beider Ver-
tragsparteien, die einschlägigen internationalen Überein-
künfte über Schiffsicherheit, über die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Seeleute, über den Transpo rt  gefähr-
licher Güter und über den Meeresumweltschutz zu ratifi-
zieren. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im internationa-
len Seeverkehr diskriminierende Handlungen jeder Art zu 
unterlassen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen 
Vertragspartei benachteiligen oder die freie Auswahl der 
Seeschiffahrtsunternehmen entgegen dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs beeinträchtigen könnten. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 Abs. 1 räumt den Schiffen die Inländergleichbe-
handlung in den Häfen und Hoheitsgewässern der jeweils 
anderen Vertragspartei ein. 

Absatz 2 dehnt das Prinzip der Gegenseitigkeit auf das 
Recht der Seeschiffahrtsunternehmen, im Hoheitsgebiet 
des Vertragspartners Agenturtätigkeiten auszuüben, aus. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum 
freien Transfer der im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erzielten Frachteinnahmen ein. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungsbe-
reich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitglieder und Fahrgäste während ihres 
Aufenthalts in dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei deren einschlägigen Gesetze und Bestimmungen 
einzuhalten haben. Dies gilt auch für die Ladung und für 
das Ein- und Auslaufen in ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet 
sowie über den Betrieb und die Führung der Schiffe. Es 
wird ebenfalls verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungs-
mitglieder und Versender von Gütern die im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei geltenden Gesetze und sonsti-
gen Vorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise 
der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr 
und Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 

Absatz 2 bestimmt im Hinblick auf die Schiffssicherheit, 
wie z. B. Ausrüstung, Einrichtungen, Schiffssicherheitsmit-
tel, Vermessung und Seetüchtigkeit, die Einhaltung der 
einschlägigen Vorschriften durch Schiffe einer Vertrags-
partei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei. 
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Zu Artikel 9 
Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
Verzögerungen bei den Liegezeiten und in der Abfertigung 
zu vermeiden, um so die Beförderung auf dem Seeweg zu 
erleichtern und zu fördern. 

Zu Artikel 10 
Absatz 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der Schiffs-
papiere sowie des Schiffsmeßbriefes. 
Absatz 2 regelt die Befreiung von der Nachvermessung im 
Partnerstaat bei Vorliegen des amtlich ausgestellten 
Meßbriefes. 

Zu Artikel 11 
Artikel 11 Abs. i regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der Ver-
tragsparteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß ausge-
stellten Reisedokumentes sind, die in Artikel 12 aufgeführ-
ten Rechte zu und definie rt  den Begriff Reisedokument. 
Absatz 2 regelt die gegenseitige Anerkennung von Reise-
dokumenten nach Inkrafttreten des Abkommens. 
Absatz 3 regelt, daß für Besatzungsmitglieder aus Drittlän-
dem als Reisedokument die von den zuständigen Behör-
den der Drittländer ausgestellten Dokumente gelten. Sie 
müssen den jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften der 
Vertragsparteien für die Anerkennung als Paß oder Paßer-
satzpapier genügen. 
Absatz 4 verpflichtet die Vertragsparteien zur formlosen 
Rückübemahme von Personen, die mit einem von ihnen 
ausgestellten Ausweispapier im Sinne des Artikels 11 
Abs. 1 in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
eingereist sind. 

Zu Artikel 12 
Artikel 12 Abs. 1 und 2 regeln die Bedingungen im Hafen-
staat für den Landgang, den Schiffswechsel und für die 
Heimreise der Besatzungsmitglieder. 
Absatz 3 bestimmt, daß die nach Absatz 2 erforderliche 
Aufenthaltsgenehmigung in möglichst kurzer Zeit zu ertei-
len ist. 
Absatz 4 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedern die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. 

Nach Absatz 5 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unerwünschten Personen die Einreise zu ver-
wehren. 
Absatz 6 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen in 
den Absätzen 1 bis 5 die Regelungen des Ausländerrechts 
unberührt bleiben. 

Zu Artikel 13 
Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Hilfe, wenn 
Schiffe der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet 
in Seenot oder andere Gefahren geraten. Ferner enthält er 
Bestimmungen Ober die fiskalische Behandlung der in 
Notfällen ausgeladenen Güter. 

Zu Artikel 14 
In Artikel 14 werden die Reeder und die mit der Seeschiff-
fahrt verbundenen Institutionen beider Länder durch die 
Vertragsparteien aufgefordert, alle möglichen fachlichen 
Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

Zu Artikel 15 
Absatz 1 regelt die Bildung eines Gemischten Seeschiff-
fahrtsausschusses. Absatz 2 regelt die Modalitäten für das 
Zusammentreffen des Gemischten Seeschiffahrtsaus-
schusses. 

Zu Artikel 16 
Absatz 1 regelt die Beilegung von Streitigkeiten durch die 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien. 
Absatz 2 sieht bei Nichteinigung Beilegung auf diplomati-
schem Wege vor. 

Zu Artikel 17 
Artikel 17 regelt das Außerkrafttreten bisheriger Bestim-
mungen nach Inkrafttreten des Abkommens. 

Zu Artikel 18 
Absatz 1 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens, Absatz 2 
die Geltungsdauer des Abkommens. 

Zu Artikel 19 
Artikel 19 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
und das darauf folgende Außerkrafttreten vor. 

 






